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Kann oder will Innensenator Mäurer keine aktuellen Zahlen zum Kirchenasyl 
liefern? 
 
 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Wiebke Winter, Frank Imhoff und Fraktion der 
CDU 
 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Aus welchem Grund kann der Senator für Inneres trotz seiner Berichtspflichten 
aus § 87 Absatz 1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG) und unter Berücksichtigung seiner 
Zuständigkeit nach § 71 Absatz 1 AufenthG keine aktuellen Zahlen zu Kirchenasylfäl-
len im Land Bremen vorlegen? 
 
2. Angesichts der Tatsache, dass jedwede Abschiebung, auch aus dem Kirchenasyl 
beziehungsweise aus Kirchengebäuden gemäß § 71 Absatz 1 AufenthG in die Zu-
ständigkeit der Landesbehörde fällt und diese nach den Angaben aus der Beantwor-
tung der Berichtsbitte (VL 21/3969) den Aufenthaltsort betroffener Personen in ein-
zelnen Kirchengemeinden nicht kennen, wie erklärt der Senat die Diskrepanz, dass 
einerseits konkrete Abschiebungen aus Gemeinderäumen möglich sind, andererseits 
jedoch behauptet wird, es gebe keine umfassenden und aktuellen Zahlen zu Kirchen-
asylfällen im Land Bremen? 
 
3. Welche konkreten Maßnahmen plant der Senat, um diese Datenlücke zu schlie-
ßen und eine rechtssichere sowie vollständige Erfüllung der Berichtspflichten aus § 
87 Absatz 1 AufenthG zu gewährleisten? 

Zu Frage 1: 
Sofern die Ausländerbehörden in Bremen zuständig sind, können die Zahlen ermittelt 
werden. Mit Stand zum 31.12.2024 befanden sich 16 Personen im Rahmen eines 
Dossierverfahrens im Kirchenasyl in Bremen, für die das Migrationsamt zuständig ist. 
In Bremerhaven waren zum Stichtag keine Dossierverfahren zu verzeichnen. Ent-
sprechende Mitteilungen erfolgten sowohl durch die Kirchen als auch durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF). 
Die bremischen Ausländerbehörden werden aber nicht für Personen zuständig, die 
aus anderen lLändern stammen und in Räumlichkeiten bremischer Gemeinden zum 
Kirchenasyl aufgenommen werden. Deswegen erhalten sie zu diesen Fällen keine 
Mitteilung. 

Zu Frage 2: 
Entgegen der Annahme in der Fragestellung ändert sich die örtliche Zuständigkeit 
der Ausländerbehörde nicht durch die Aufnahme auswärtiger Asylantragsteller:innen 
in Räumlichkeiten bremischer Gemeinden. Nach der Rechtsprechung verbleibt deren 
gewöhnlicher Aufenthalt an dem Ort der bestehenden Wohnverpflichtung. Das BAMF 
informiert die zuständigen Ausländerbehörden über die Begründung des Kirchen-
asyls. Die jeweils zuständige Ausländerbehörde kennt damit den Aufenthaltsort des 
oder der Asylsuchenden.  
Die auswärtigen Ausländerbehörden können sich zur Durchführung einer Überstel-
lung an die bremischen Polizeibehörden wenden und um Amtshilfe ersuchen. Daher 
sind auch Überstellungen aus Bremischen Kirchengemeinden von Personen denk-
bar, für die eine auswärtige Ausländerbehörde zuständig ist. Dann erlangt die Polizei 
aber erst mit dem Amtshilfeersuchen Kenntnis vom Aufenthalt der Person in Bremen. 
  



Zu Frage 3: 
Bezüglich der Berichtspflichten aus § 87 Abs. 1 Aufenthaltsgesetz für die bremischen 
Ausländerbehörden gibt es keine Datenlücke.  
Zu den Personen, die in Bremer Kirchen untergebracht sind, aber nicht in Bremen 
gemeldet sind, befindet sich der Senator für Inneres und Sport mit den Kirchen im 
Austausch. Zudem hat der Senator für Inneres und Sport das BAMF um einen regel-
mäßigen Datenaustausch zu auswärtigen Personen im Kirchenasyl gebeten. Der 
Bitte kam das BAMF sowohl im Dezember als auch im Januar nach. 


